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Künstliche Intelligenz und Patentschutz
Künstliche Intelligenz (KI) oder "Artificial Intelligence (AI)" ist das große Thema

unserer Zeit. KI ist seit längerem keine "Zukunftsmusik" mehr, sondern als

Schlüsseltechnologie in Wirtschaft und Wissenschaft nicht mehr wegzudenken.

Die Anzahl der KI-bezogenen Patente ist in den vergangenen Jahren weltweit rasant

gewachsen, und dieser Boom hält weiterhin an. KI kommt u.a. bei der Entwicklung

autonomer Fahrzeuge, medizinischer Diagnosen und fortschrittlichen

Fertigungstechnologien zum Einsatz.

Von Seiten der Politik wird gleichzeitig viel für die Entwicklung von KI-Anwendungen

getan: So fördern die Deutsche Bundesregierung und die EU seit längerem die

Entwicklung von KI in verschiedenen wirtschaftlichen Anwendungsbereichen (z.B.

intelligente Städte, Automatisierung, Sprache und maschinelles Lernen sowie

Cybersicherheit).

Dass der Stellenwert der KI im Patentrecht stetig steigt, lässt sich nicht zuletzt an

den Bemühungen des EU-Gesetzgebers um eine rechtliche Regulierung im KI-

Bereich ablesen. Erst kürzlich hat die EU-Kommission den weltweit ersten

Rechtsrahmen für KI vorgelegt, vgl. Entwurf der EU-Verordnung (COM(2021) 206

final) und Anhänge. Die neuen Normen sollen sicherstellen, dass KI

vertrauenswürdig ist.

Was versteht man unter "Künstlicher Intelligenz"?
Eine allgemeingültige Definition des Begriffs "Künstliche Intelligenz" gibt es bislang

nicht. Üblicherweise versteht man unter KI jedoch die Fähigkeit von Computern und

Maschinen, intellektuelle Aufgaben wahrzunehmen, die normalerweise mit

Menschen in Verbindung gebracht werden, zum Beispiel Lernen und Übertragen

von Gelerntem, Mustererkennung unter schwierigen Rahmenbedingungen,

Spielführung (z.B. Schach oder Go), Strategieplanung oder die Erarbeitung von

Problemlösungen. Zu den zentralen KI-Technologien zählen neuronale Netze, Deep

Learning als Teilbereich des maschinellen Lernens und regelbasierte Systeme.

Welche Arten von KI gibt es?
Es gibt grundsätzlich zwei Arten von KI-Erfindungen: KI betreffende Erfindungen und

KI-basierende Erfindungen.

Zu den KI betreffenden Erfindungen zählen solche für KI-Verfahren und Methoden

(Deep Learning Verfahren, neuronale Netze) und für KI-integrierende Erfindungen.

Dies bedeutet, dass die KI ein Teilelement der patentierten technischen Lehre bildet

(z.B. maschinelles Lernen, vgl. auch WIPO Studie über Technologietrends 2019).

Bei KI-basierenden Erfindungen wird unterschieden zwischen Erfindungen, die

durch die KI selbst entwickelt werden, und der Konstellation, dass die KI den

menschlichen Erfinder bei der Erfindung unterstützt.

Ist KI patentfähig?
Erfindungen, die KI nutzen, zählen zu den computerimplementierten Erfindungen. Im

deutschen und EU-Patentrecht sind Computerprogramme "als solche" vom

Patentschutz ausgeschlossen (§ 1 Abs. 3 Nr. 1 PatG/ Art. 52 (2) (c) EPÜ). Auf KI-

Modellen und Algorithmen basierende Verfahren, die ausschließlich der

Klassifizierung von Daten und dem Training von KI-Systemen dienen, sind in der

Regel nicht patentfähig, da es aufgrund der mathematischen Natur in aller Regel an

einer technischen Lehre fehlt.

Im Umkehrschluss sind computerimplementierte Erfindungen patentierbar, wenn sie

eine nicht-naheliegende technische Lehre vermitteln. Es wird dann auch davon

gesprochen, dass die Erfindungen einen technischen Charakter haben.

Eine Erfindung kann außerdem auch dann eine technische Lösung für eine

technische Aufgabe zur Verfügung stellen, wenn die Erfindung auf eine konkrete

technische Umsetzung von KI gerichtet ist, d. h. eine solche, die durch technische

Überlegungen zur internen Funktionsweise des Computers bestimmt ist, z.B. wenn

durch Verwendung einer spezialisierten Hardware die Arbeit einer KI schneller oder

mit geringerem Energieverbrauch durchgeführt werden kann.

Welche Anforderungen sind bei der Anmeldung von KI-Patenten zu beachten?
Ein Patentanmelder muss hohe Anforderungen erfüllen, um ein KI-Patent zu

erhalten.

Zum einen darf der Einsatz der KI nicht "naheliegend" sein. Maßgeblich kommt es

auf die konkrete Ausgestaltung des KI-Systems an. Gem. §§ 21 Abs. 1 Nr. 2, 34

Abs. 4 PatG/ Art. 83 EPÜ ist die Erfindung "so deutlich und vollständig zu

offenbaren, dass ein Fachmann sie ausführen kann".

Bei der Beanspruchung eines neuronalen Netzes muss bspw. erläutert werden, wie

die Netz-Topologie ausgestaltet wird, welche Gewichtungen vorgenommen werden

und ggf. wie diese Gewichtungen dynamisch verändert werden. So ist es

beispielsweise nicht ausreichend, den Einsatz einer KI zur Verwendung der

Erkennung einzelner Elemente in einem Schüttgut zu beanspruchen, ohne

anzugeben, welche nicht-naheliegenden technischen Besonderheiten bei der

Implementierung dieser KI zum Einsatz kommen.

Bei der konkreten Formulierung von KI-Patenten ist auf Folgendes zu achten:

Zunächst ist eine technische Aufgabe zu bestimmen, welche mittels KI gelöst wird,

z.B. das Erkennen einer Gefahrensituation, um eine Gegenmaßnahme einleiten zu

können. Darauf aufbauend sollte dargelegt werden, mit welchen – nicht-

naheliegenden – technischen Überlegungen und technischen Maßnahmen diese

Aufgabe gelöst wird. Zudem sollten die technischen Wirkungen und

Zusammenhänge beschrieben werden, um aufzuzeigen, dass es nicht eine

allgemeine KI auf eine bestimmte Aufgabe angewendet wird, sondern technische

Anpassungen im Hinblick auf die Aufgabe vorgenommen wurden. Sofern Begriffe

verwendet werden, die nicht zweifelsfrei von einem Fachmann in einem eindeutigen

Sinn verstanden werden, empfiehlt es sich, solche Begriffe in der Beschreibung zu

definieren, um eine hinreichende Klarheit zu schaffen. Des Weiteren sollte das KI-

Verfahren konkret durch Ausführungsbeispiele erläutert werden, gerade wenn das

Trainieren der KI eine Voraussetzung für die Realisierung der technischen Lösung

ist.

Sofern Schutz für KI-Trainingsdaten begehrt wird, ist zu beachten, dass kein

patentrechtlicher Schutz für die Daten als solche gewährt wird, sondern allenfalls für

Trainings- und Analyseverfahren. Entsprechend müsste detailliert dargelegt werden,

auf welche Weise der verwendete Algorithmus trainiert und auf welche Weise bzw.

nach welchen Kriterien die Rückkopplung der Daten erfolgt ist.

Als weitere Patentierungserfordernisse sind die Neuheit und erfinderische Tätigkeit

gem. §§ 3, 4 PatG bzw. Art. 54, 56 EPÜ zu beachten. Zudem muss auch die

sogenannte Technizität der Erfindung gegeben sein.

Kann KI Erfinder sein?
Die derzeitige Antwort lautet: Nein. Auch die stärkste KI könnte in Deutschland bzw.

in der EU derzeit keine Schutzrechte anmelden, weil sie nach geltendem Recht kein

Rechtssubjekt ist. Bisher handelt es sich bei der KI letztlich um ein weiteres

Werkzeug, das sich Erfinderinnen und Erfinder bei ihrer Arbeit zunutze machen.

Schutzrechte können zwar unter Zuhilfenahme von KI generiert werden, das

Erfinderpersönlichkeitsrecht bleibt aber weiterhin ausschließlich natürlichen

Personen vorbehalten.

Theoretisch wäre es in der Zukunft jedoch denkbar, dass KI als Rechtssubjekt

anerkannt wird. Wenn KI eine Form von Bewusstsein entwickeln würde, wäre es

denkbar, dass sie eigene kreative Ansätze und Ideen entwickeln würde. In diesem

Fall könnte KI ggf. selber Erfinder und Anmelder sein.

Ausblick
KI hat bereits in vielen technischen Bereichen Eingang gefunden. Es ist zu erwarten,

dass der Einsatz von KI in der Zukunft weiter zunehmen wird. Während die

allgemein gehaltene Idee eine KI in bestimmten technischen Gebieten einzusetzen

keine erkennbare Aussicht auf ein Patent bietet, können technische Besonderheiten

bei der technischen oder funktionalen Ausgestaltung der KI oder dem Trainieren der

KI sehr wohl einem Patentschutz zugänglich sein. Wichtig ist es, wie bei anderen

Arten von Erfindungen auch, zu beachten, dass Patente nicht für ein abstraktes

Konzept, sondern für eine konkrete, nicht-naheliegende, technische Lehre erteilt

werden. Dann steht auch der Patentierung einer KI-Erfindung nichts im Wege.

Weiterführende Informationen

STUDIE WIPO (ZUSAMMENFASSUNG)

GESAMTE STUDIE WIPO (AUF ENGLISCH)

EPA MITTEILUNG

STUDIE BITKOM

STUDIE DELOITTE

Ralf Gröschel, Partner
PROFIL ANSEHEN

ZUM SEITENANFANG

„MONOPOLY“-Urteil des EuG: Das Ende der
Wiederholungsmarke?
Am 21.04.2021 hat das Gericht der EU (EuG) eine interessante und mutmaßlich

weitreichende Entscheidung (T-663/19) über die sogenannte „Wiederholungsmarke“

getroffen, indem es auf Antrag der Firma KREATIVNI DOGADAJI d.o.o. die EU-

Wortmarke „MONOPOLY“ der Hasbro Inc. wegen Bösgläubigkeit aus dem Register

gelöscht hat. Das Gericht hat hierbei festgestellt, dass es sich bei der gelöschten

Marke um eine wiederholte Anmeldung eines bereits zu Gunsten der

Markeninhaberin geschützten (Marken-) Zeichens handelte und die

Voraussetzungen einer bösgläubigen Anmeldung erfüllt seien.

Problemkreis „Wiederholungsmarke“
Von einer sogenannten „Wiederholungsmarke“ wird gesprochen, wenn eine bereits

vorhandene Marke in identischer Form (beispielsweise immer als identische

Wortmarke) für Waren bzw. Dienstleistungen von der Inhaberin der vorhandenen

Marke(n) neu angemeldet wird, die dieselben Waren und Dienstleistungen wie die

älteren Marke(n) unter Schutz stellt.

Grundsätzlich ist eine solche Praxis nicht verwerflich. Allerdings ist zu

berücksichtigen, dass eine eingetragene Marke auch benutzt werden muss, da sie

ansonsten angreifbar wird. So kann beispielsweise im Rahmen eines

Widerspruchsverfahrens die Inhaberin einer angegriffenen Markenanmeldung von

der Widersprechenden einen Nachweis verlangen, dass die Marke, auf die sich der

Widerspruch stützt, auch rechtserhaltend benutzt wird.

Voraussetzung hierfür ist, dass die Widerspruchsmarke schon länger als fünf Jahre

eingetragen ist. Wird aber regelmäßig im fünfjährigen Rhythmus eine Marke neu

angemeldet, beginnt die fünfjährige Benutzungsschonfrist jedes Mal für die neue

Marke neu zu laufen. So kann die Inhaberin der betreffenden Marken stets gegen

andere vorgehen, ohne die betreffende Marke benutzen zu müssen. Die

Unionsmarkenverordnung verbietet solche regelmäßigen Anmeldungen nicht

ausdrücklich, so dass zahlreiche Unternehmen eine entsprechende

Anmeldestrategie installiert haben. Faktisch wird so der in der Unionsmarke

geregelte Benutzungszwang nach Ablauf der fünfjährigen Benutzungsschonfrist

einer Markeneintragung ausgehebelt.

Solche Wiederholungsmarken waren für viele Anmelder eine erhebliche Hürde, da

ein Löschungsantrag bzw. eine Benutzungseinrede gegen die jüngere Marke nicht

statthaft war, gleichwohl in Gestalt der älteren Marke(n) ein nicht-benutztes Zeichen

über teilweise erhebliche Zeiträume im Register eingetragen war. Das EUIPO selber

kann eine Markenanmeldung nicht aufgrund Bösgläubigkeit im Rahmen des

Anmeldeverfahrens zurückweisen. Die bisherige teilweise heftige Kritik hieran ging

bislang ins Leere, da es keine Regelung gibt, die eine „Wiederholungsmarke“

verbietet, und – bis zur Verkündung des vorliegenden Urteils – keine

entgegenstehende gerichtliche Entscheidung auf EU-Ebene gab.

Hintergrund der Entscheidung
Die KREATIVNI DOGADAJI d.o.o. hatte eine internationale Markenregistrierung der

Wort-/Bildmarke „DRINKOPOLY“ auf die EU erstreckt. Hiergegen hat Hasbro auf

Grundlage diverser Marken, unter anderem auf Grundlage verschiedener

„MONOPOLY“-Marken, Widerspruch erhoben. Im Zuge des Rechtsstreits hat

KREATIVNI DOGADAJI d.o.o. daraufhin eine 2010 angemeldete „MONOPOLY“-

Marke im Rahmen eines Löschungsantrages wegen Bösgläubigkeit angegriffen.

Das Hauptargument hierbei war der Umstand, dass Hasbro bereits ältere

„MONOPOLY“-Wortmarken im Register eingetragen hat, die dieselben Waren bzw.

Dienstleitungen wie die jüngere, angegriffene Marke unter Schutz stellen.

Nachdem die Löschungsabteilung des EUIPO den Löschungsantrag

zurückgewiesen hatte, hat die Beschwerdekammer nach einer Anhörung der

Beteiligten in Alicante die angegriffene Marke für diejenigen Waren und

Dienstleistungen gelöscht, die unter den älteren „MONOPOLY“-Marken bereits

geschützt waren. Die Beschwerdekammer hat hierbei insbesondere auf die

Einlassung von Hasbro in der Anhörung abgestellt, dass eine

Wiederholungsanmeldung für die Markeninhaberin und gleichzeitig

Markenanmelderin eine Erleichterung bei der Rechtsdurchsetzung darstelle, weil im

Streitfall keine Benutzungsnachweise vorgelegt werden müssten.

Dies hat die Beschwerdekammer als einen Verstoß gegen die Prinzipien der

Unionsmarkenverordnung gewertet, weil hierdurch Marken dauerhaft unter Schutz

gestellt würden, die nicht benutzt würden, was der Hauptfunktion der Marke, nämlich

die Ursprungsidentität von Waren bzw. Dienstleistungen als von einem bestimmten

Unternehmen herstammend zu identifizieren, zuwiderliefe. Dass neben diesem

Gesichtspunkt auch weitere Beweggründe für die (wiederholte) Neuanmeldung

vorgetragen wurden, hat das Gericht nicht zu Gunsten der Anmelderin gewertet.

Daher hat die Beschwerdekammer dem Löschungsantrag stattgegeben, und das

EuG hat diese Entscheidung bestätigt. Nachdem der Gerichtshof der Europäischen

Union (EuGH) nicht mehr als Rechtsmittelinstanz für Urteile des EuG zuständig ist,

sondern nur noch dann, wenn „eine für die Einheit, die Kohärenz oder die

Entwicklung des Unionsrechts bedeutsame Frage“ zu klären ist (Artikel 58a der

Satzung des EuGH), erscheint es wahrscheinlich, dass die vorliegende

Entscheidung des EuG Bestand haben wird.

Praktische Auswirkungen
Es ist davon auszugehen, dass die vorliegende Entscheidung erhebliche praktische

Auswirkungen haben wird. Zwar hat das EuG ausdrücklich festgestellt, dass eine

wiederholte Anmeldung eines bereits als Marke geschützten Zeichens nicht per se

als bösgläubig zu werten sei. Im Fall, dass ein entsprechend nachvollziehbarer

Löschungsantrag gegen eine solche Anmeldung gestellt werde, treffe den

Markeninhaber jedoch eine sekundäre Beweislast, d.h. er muss darlegen, weshalb

die entsprechende Anmeldung eben nicht bösgläubig vorgenommen wurde. Da es

bei der überwiegenden Anzahl solcher „Wiederholungsmarken“ schwierig erscheint,

darzulegen, dass die gezielte Ausnutzung der Umgehung des Benutzungszwang

kein Beweggrund für die jeweilige Neuanmeldung darstellte, bricht die durch die

Wiederholungsmarken bislang vorhandene „sichere Basis“ weg.

Inhaber solcher Wiederholungsmarken sollten daher im Vorfeld einer

Auseinandersetzung die Benutzungslage ihrer Marken im Blick haben, da ältere

Marken unter Umständen wegen Nichtbenutzung und die jüngere(n) Marke(n)

womöglich wegen Bösgläubigkeit angreifbar sind. Denjenigen, die auf Grundlage

einer „Wiederholungsmarke“ in Anspruch genommen bzw. mit einem

Widerspruchsverfahren gegen eine eigene Marke o.ä. konfrontiert werden, könnte

umgekehrt ein allfälliger Löschungsantrag wegen Bösgläubigkeit als Verteidigung

zur Verfügung stehen. So werden in zahlreichen Konstellationen die Karten

gewissermaßen „neu gemischt“. Es besteht durchaus die Möglichkeit, dass auch

Marken, die in zurückliegenden Streitigkeiten als Anspruchsgrundlage verwendet

wurden, aus dem Register gelöscht werden und sich hieraus weiterführende

Ansprüche ergeben könnten.

Für die Inhaber einzelner Marken ändert die Entscheidung nichts. Allerdings sollte

im Vorfeld einer identischen Neuanmeldung einer mit einer im bestehenden

Schutzrechtsportfolio vorhandenen Marke geprüft werden, ob man sich hierbei auf

sicherem Terrain befindet oder sich unter Umständen angreifbar macht. Das neue

EuG-Urteil hat somit eine bemerkenswerte Auswirkung auf die Praxis, wenn es nicht

durch eine Entscheidung des EuGH überholt werden sollte.

Alexander Leiteritz
Leiter Markenrechtsabteilung / Rechtsanwalt

ZUM SEITENANFANG

WITTEWELLER: Einblick in Kanzleiorganisation in
Corona-Zeiten
Auch an WITTEWELLER ist Corona nicht unbemerkt und ohne Auswirkung vorbei

gegangen. Wir sind stolz darauf, wie schnell es uns gelungen ist, unsere täglichen

Abläufe an die neuen Herausforderungen anzupassen und allen Mitarbeitern ein

sicheres Arbeiten zu ermöglichen.

Mit Beginn der Pandemie im Frühjahr 2020 und viel früher als geplant musste auch

WITTEWELLER den Sprung in das mobile Arbeiten wagen. Innerhalb weniger

Wochen haben wir unseren Mitarbeitern das erforderliche Equipment bereitgestellt,

um aus dem „Homeoffice“, wie man so schön neudeutsch sagt, zu arbeiten.

Dabei haben sich unsere langjährigen Vorbereitungen auf einen digitalen Büroalltag

auf einen Schlag ausgezahlt. WITTEWELLER ist nun seit über einem Jahr in der

Lage, aus dem Homeoffice zu arbeiten. Mit wenigen Ausnahmen, wie z.B. unserem

Empfangsteam vor Ort und der Digitalisierung der noch eingehenden Papierpost,

können wir praktisch alle Abläufe routinemäßig aus der Ferne bewältigen und

unseren Mandanten in der gewohnten Qualität mit Rat und Tat zur Seite zu stehen.

Ein Blick in Akte? Die klassische Unterschriftenmappe? Alles digital und mit Zwei-

Faktor-Authentifizierung und Verschlüsselung geschützt.

Dabei soll nicht unerwähnt bleiben, dass der spontane und reibungslose Übergang

in das digitale Arbeiten nur möglich war, weil unsere Mitarbeiter und auch unsere

Mandanten große Bereitschaft gezeigt haben, sich auf die Veränderungen

einzulassen und sich den Herausforderungen zu stellen. Dafür möchten wir Ihnen an

dieser Stelle herzlich Danke sagen!

ZUM SEITENANFANG

Als Videokonferenz durchgeführte mündliche
Verhandlungen beim EPA
Als Reaktion auf die COVID-19-Pandemie hat das EPA im Frühjahr 2020 begonnen,

in mehrseitigen Verfahren auf Online-Verhandlungen umzustellen.

Während früher lediglich einseitige (Anmeldungs-)Verfahren als Videokonferenzen

durchgeführt werden konnten, hat das EPA bei Verfahren mit mehreren

Verfahrensbeteiligten (Einspruchsverfahren) erst voriges Jahr hierfür den Weg frei

gemacht.

Den Auftakt machte das EPA mit dem seit Mai 2020 laufenden Pilotprojekt zu

mündlichen Verhandlungen vor den Einspruchsabteilungen (vgl. hierzu Beschluss

und Mitteilung des EPA). Hierüber hatten wir bereits in unserem Newsletter II/2020

berichtet. Da Einspruchsverhandlungen mit physischer Präsenz bis 15.09.2021

verschoben worden sind, wurde auch das Pilotprojekt zunächst entsprechend

verlängert. Kürzlich hat das EPA eine weitere Verlängerung des Projekts bis zum

31.01.2022 beschlossen.

Seit Anfang Januar 2021 und für die Dauer des Pilotprojekts ist die Zustimmung aller

Beteiligten zur Durchführung einer Einspruchsverhandlung als Videokonferenz nicht

mehr erforderlich (vgl. hierzu Mitteilung und Beschluss des EPA).

Seit Anfang Januar 2021 können auch Beweisaufnahmen mit Zeugeneinvernahme

und Simultandolmetschern als Videokonferenz durchgeführt werden (vgl. hierzu die

Mitteilung und Beschluss des EPA).

Auch in Verfahren vor den Beschwerdekammern des EPA ist es seit April 2021

möglich, dass auf Antrag eines Beteiligten oder von Amts wegen eine mündliche

Verhandlung als Videokonferenz durchgeführt werden kann (vgl. hierzu Beschluss

des EPA).

Stellungnahme: Es ist zu erwarten, dass sich diese Möglichkeit auch nach Ende

der COVID-19-Pandemie langfristig etablieren wird.

Diese Entwicklung ist unter dem Gesichtspunkt der Zeit- und Kostenersparnis zwar

grundsätzlich zu begrüßen. Die jüngsten Änderungen der Verfahrensordnung der

Beschwerdekammern geben jedoch gleichzeitig Anlass zur Sorge, dass das EPA

die Durchführung als Videokonferenz künftig auch über die Dauer des Pilotprojekts

hinaus  gegen den Willen eines oder mehrerer Verfahrensbeteiligten von Amts

wegen anberaumen wird und Präsenzverhandlungen letztlich zur Ausnahme

werden. 

Bedenken gegen mündliche Verhandlungen, welche ohne Einverständnis der

Beteiligten als Videokonferenzen durchgeführt werden, bestehen aus unserer Sicht

vor allem deswegen, weil eine Videokonferenz nicht mit einer in Art. 116 EPÜ

vorgesehenen mündlichen Verhandlung gleichgesetzt werden kann. Es bestehen

insofern Zweifel, ob bei einer ohne Einverständnis der Beteiligten als

Videokonferenz durchgeführten mündlichen Verhandlung der Anspruch auf

rechtliches Gehör gewahrt wird.

Mit dieser Sorge stehen wir nicht allein. Im Rahmen einer Befragung durch das EPA

in einem laufenden Beschwerdeverfahren (G 1/21) haben zahlreiche

Wirtschaftsvertreter, Patentanwälte und Interessenverbände Zweifel an der

Vereinbarkeit der Durchführung einer mündlichen Verhandlung als Videokonferenz

ohne Einverständnis der Parteien mit Art. 116 EPÜ geäußert.

Wir werden die Umsetzung der neuen Praxis des EPA weiterhin aufmerksam

verfolgen und über die weiteren Entwicklungen berichten.

Weiterführender Link
EPA MITTEILUNG

ZUM SEITENANFANG

Änderungen der Regeln 19 und 143 in Bezug auf die
Erfinderbenennung
Das EPA hat die Regeln 19 und 143 der Ausführungsordnung zum EPÜ geändert.

Seit dem Inkrafttreten der geänderten Regel 19 EPÜ am 01.04.2021 werden

Erfinder vom EPA nicht mehr über ihre Nennung benachrichtigt. Ferner

müssen Anmelder nicht mehr die vollständige Anschrift des Erfinders, sondern nur

das Land und den Wohnort in der Anmeldung angeben. Die in Regel 20(1) EPÜ

vorgesehene Möglichkeit für Erfinder, auf das Recht zu verzichten, als Erfinder

bekannt gemacht zu werden, bleibt von diesen Änderungen unberührt (vgl. hierzu

Mitteilung und Beschluss des EPA).

ZUM SEITENANFANG

EPA-Statistik 2020: Europäische Patentanmeldungen
im Gesundheitswesen boomen
Das EPA vermeldet, dass die Nachfrage nach Patentschutz trotz der COVID-19-

Pandemie weiterhin hoch ist. Im Jahr 2020 sind 180.250 Patentanmeldungen beim

EPA eingereicht worden, was nahezu der Rekordmarke von 2019 von 181.532

entspricht (-0,7 %).

Starke Unterschiede sind jedoch zwischen den technischen Gebieten und im

Vergleich der Wirtschaftsregionen feststellbar. Am größten ist der Zuwachs an

Patentanmeldungen im Bereich des Gesundheitswesens, v.a. im Bereich der

Arzneimittel (+10,2 % gegenüber 2019) und der Biotechnologie (+ 6,3 %). Die

Medizintechnik gewann mit einem Zuwachs von 2,6 % den Spitzenplatz im

Technologieranking zurück. Hingegen sank die Anzahl von Patenten im Bereich

Transport im Vergleich zum Vorjahr mit -5,5 % am deutlichsten, insbesondere in

den Teilbereichen Luft- und Raumfahrt (- 24,7 %) und in geringerem Umfang in der

Automobiltechnik (- 1,6 %).

Die anmeldestärksten Länder waren auch 2020 erneut die USA, Deutschland,

Japan, China und Frankreich. Die größten Anmeldungszuwächse kamen aus China

und Südkorea.

Die Anzahl von Patentanmeldungen aus Europa ging 2020 um 1,3 % gegenüber

2019 zurück. Dabei zeigten sich deutliche Unterschiede auf Länderebene:

Patentanmeldungen aus Deutschland gingen um 3,0 % zurück, während Frankreich

und Italien um 3,1 % bzw. 2,9 % zulegten. Größte Rückgänge bei den

Anmeldezahlen waren für die Niederlande (- 8,2 %) und Großbritannien (- 6,8 %)

festzustellen.

Im Unternehmensranking der führenden Anmelder steht Samsung an erster Stelle,

gefolgt von Huawei und LG. Unter den Top 10 befinden sich auch fünf Unternehmen

aus Europa, so viele wie seit 2014 nicht mehr, die zum Teil auch von WITTEWELLER

vertreten werden.
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